
SP Kanton Zürich

Harte Linie
verfing nicht
Die SP ist sich über ihre Hal-
tung zur Jugendgewalt gar
nicht einig. Die Delegierten
entschieden sich gegen die
Fassung der Geschäftsleitung.

Alfred Borter

Die SP des Kantons Zürich lässt ihre
zentralen Entscheide nicht länger durch
den Parteivorstand in einem Hinterzim-
mer fällen, sondern neu an einer Dele-
giertenversammlung, an der Medienver-
treter willkommen sind. SP-Präsident
Stefan Feldmann meinte dazu in Win-
terthur, man könne fast von einem his-
torischen Ereignis reden.

Ein Zusatzpapier
Hart umstritten war die Position zur

Jugendgewalt. Die Arbeitsgruppe Alter
hätte auf die Diskussion verzichten wol-
len, da es ja schon ein Positionspapier
der SP Schweiz gebe, welches dazu Stel-
lung nehme. Die Versammlung be-
schloss aber, den Thesen der SPS noch
solche der Zürcher SP zur Seite zu stel-
len. Nationalrat Daniel Jositsch stellte
zusammen mit Nationalrätin Chantal
Galladé das von einer Arbeitsgruppe er-
arbeitete und von der Geschäftsleitung
unterstützte Positionspapier vor.

Die Bürger wollten nicht nur hören,
was sich die SP bezüglich Prävention
vorstelle, sondern auch bezüglich Re-
pression. Grenzen setzen sei wichtig.
Wer eine schwere Straftat begangen hat,
soll entsprechend Massnahmen gewär-
tigen müssen und nötigenfalls auch be-
straft werden. Die öffentliche Sicherheit
müsse der SP wichtig sein. «Frühzeitig
konsequent eingreifen» lautet ein
Punkt. «Härtere Sanktionen gegen reni-
tente Jugendliche und Schulabsentis-
mus» ein weiterer. Ausserdem werden
Bussen vorgesehen für Eltern, die nicht
kooperieren. Aber Jositsch betonte
auch, zwei Drittel der Forderungen ziel-
ten auf die Prävention ab.

Gegenpapier der Jungen
Damit war ein Teil der Arbeitsgruppe,

darunter zwei Jungsozialisten, gar nicht
einverstanden, sie präsentierte ein Ge-
genpapier. Eine Verschärfung des Ju-
gendstrafrechts brauche es nicht, son-
dern mehr Freiräume für Jugendliche,
Fachleute mit Migrationshintergrund
bei den Jugendanwaltschaften und
mehr Plätze in spezialisierten Vollzugs-
einrichtungen. Man solle nicht auf
Wählerstimmen schielen, sondern das
Gegenpapier annehmen, war die Mehr-
heitsmeinung der Redner, wie etwa Na-
tionalrätin Anita Thanei. «Wir können
nicht jedes Problem mit dem Strafrecht
lösen», so die Juristin. Der Verschärfung
des Strafgesetzes gab auch Nationalrä-
tin Jacqueline Fehr eine Absage. Die De-
legierten sahen das ähnlich. Sie ver-
passten mit 64 zu 41 Stimmen dem von
der Geschäftsleitung befürworteten Pa-
pier eine herbe Niederlage. Der Gegen-
vorschlag wird nun noch überarbeitet.

Zudem haben die Delegierten der SP
des Kantons Zürich am Dienstagabend
die Ja-Parole zur Volksinitiative «Halb-
stündliche S-Bahn für alle» gefasst. Die
Vorlage kommt am 17. Mai zur Abstim-
mung. Der Entscheid wurde mit 54 zu
24 Stimmen gefasst.
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